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Tagesordnungspunkt

Schaffung einer zentralen Organisationseinheit für Integration und Vielfalt - Programme für 
Vielfalt und Toleranz stärken

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,

die Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU im Rat der Stadt Dortmund bit-
ten um Beratung und Beschlussfassung des folgenden Antrags:

Beschlussvorschlag:

Überarbeitung des Aktionsplans gegen Rechtsextremismus und Unterstützung zi-
vilgesellschaftlichen Engagements für Vielfalt

Die Verwaltung wird gebeten zu prüfen, wie der „Aktionsplan gegen Rechtsextremismus“ 
angesichts wachsender, veränderter und neuer Herausforderungen konzeptionell zu über-
arbeiten ist. Die Bedrohungen für Vielfalt, Toleranz und Demokratie haben viele Ausprä-
gungen. Deshalb ist zu überlegen, inwieweit, der „Aktionsplan gegen Rechtsextremismus“ 
in seiner Ausrichtung ausgeweitet und weiterentwickelt werden kann zu einem „Aktions-
plan gegen Extremismus“, der sich auch anderen anzutreffenden Formen von Extremis-
mus und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit widmet und auf der Grundlage wis-
senschaftlich begleiteter Analysen Handlungsvorschläge und Strategien im Kampf gegen 
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Extremismus entwickelt. Die Verwaltung wird gebeten, die Bedarfe zu bewerten und Vor-
schläge zur Überarbeitung des Aktionsplans unter wissenschaftlicher Begleitung zu entwi-
ckeln und dem Rat vorzulegen. 

Außerdem wird die Verwaltung gebeten zu prüfen, inwieweit zivilgesellschaftliche Initiati-
ven und AkteurInnen gegen Rechts bzw. gegen Extremismus im Allgemeinen in den 
Stadtteilen gestärkt und deren Vernetzung verbessert werden kann, zum Beispiel durch 
die Gründung weiterer Runder Tische für Vielfalt, Toleranz und Demokratie in den Stadt-
bezirken. 

Die Verwaltung wird gebeten zu prüfen, wie die kommunalen Mittel für den Aktionsplan 
sowie für die Koordinierungsstelle für Vielfalt, Toleranz und Demokratie mit einem Ratsbe-
schluss verstetigt werden können. 

Schaffung einer zentralen Organisationseinheit für Integration und Vielfalt

Die Verwaltung wird gebeten, bis zur Ratssitzung am 10. November 2022 einen Vorschlag 
zur Schaffung einer zentralen Organisationseinheit für Integration und Vielfalt in Dortmund 
zu erarbeiten. Diese soll sich aus bestehenden Organisationseinheiten wie zum Beispiel 
der Ausländerbehörde, dem MIA-DO- Kommunales Integrationszentrum und MigraDO -
Dienstleistungszentrum Migration & Integration Dortmund sowie neu zu strukturierenden 
Abteilungen und Sachgebieten mit Integrationsaufgaben zusammensetzen. Ziel ist es, die 
Leistungen für AusländerInnen, Schutzsuchende sowie Menschen mit Migrationshinter-
grund weitestgehend zusammenzufassen. Zu diesem Zweck wird eine dezernatsübergrei-
fende Projektgruppe zur organisatorischen Einrichtung der zentralen Organisationseinheit 
eingerichtet. 

Prüfauftrag Schaffung eines Antidiskriminierungsbüros als Stabsstelle

Die Verwaltung wird gebeten, bis zur Ratssitzung am 10. November 2022 die Schaffung 
eines Antidiskriminierungsbüros als Stabsstelle zu prüfen. Eine entsprechende Vorlage 
legt die Verwaltung dem Rat vor und holt im Vorfeld Stellungnahmen durch den Integrati-
onsrat, das behindertenpolitische Netzwerk, den Runden Tisch zur Förderung der Eman-
zipation und Akzeptanz von LSBTIQ, dem Seniorenbeirat und die Arbeitsgemeinschaft 
Dortmunder Frauenverbände sowie der Runden Tische für Vielfalt, Toleranz und Demo-
kratie in den Stadtbezirken ein. 

Begründung:

Erfolgt mündlich.
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